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BESCHLUSS DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK 

vom 19. Februar 2004 

zur Verabschiedung der Geschäftsordnung der Europäischen 
Zentralbank 

(EZB/2004/2) 

(2004/257/EG) 

Einziger Artikel 

Die Geschäftsordnung der Europäischen Zentralbank in der geänderten 
Fassung vom 22. April 1999, erneut geändert durch den Beschluss 
EZB/1999/6 vom 7. Oktober 1999 zur Änderung der Geschäftsordnung 
der Europäischen Zentralbank ( 1 ), erhält folgende Fassung, die am 1. 
März 2004 in Kraft tritt. 

GESCHÄFTSORDNUNG DER EUROPÄISCHEN 
ZENTRALBANK 

EINFÜHRUNGSKAPITEL 

▼M2 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

1.1. Diese Geschäftsordnung ergänzt den Vertrag über die Arbeits­
weise der Europäischen Union sowie die Satzung des Europäischen 
Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank. Unbe­
schadet der Bestimmungen des Artikels 1.2 haben die in dieser Ge­
schäftsordnung verwendeten Begriffe die gleiche Bedeutung, wie sie 
im Vertrag und in der Satzung haben. 

1.2. Die Begriffe „teilnehmender Mitgliedstaat“, „nationale zustän­
dige Behörde“ und „nationale benannte Behörde“ haben die Bedeutung, 
die in der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates zur Übertragung 
besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kredit­
institute auf die Europäische Zentralbank ( 2 ) festgelegt ist. 

▼B 

KAPITEL I 

DER EZB-RAT 

Artikel 2 

Termin und Ort der Sitzungen des EZB-Rates 

2.1. Der EZB-Rat bestimmt seine Sitzungstermine auf Vorschlag des 
Präsidenten. Grundsätzlich trifft sich der EZB-Rat regelmäßig nach 
Maßgabe eines Terminplans, den er rechtzeitig vor Beginn eines jeden 
Kalenderjahres festlegt. 

2.2. Der Präsident beruft eine Sitzung des EZB-Rates ein, wenn 
mindestens drei Mitglieder des EZB-Rates darum ersuchen. 

▼B 
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2.3. Der Präsident kann zudem immer dann Sitzungen des EZB-Ra­
tes einberufen, wenn er dies für notwendig erachtet. 

2.4. Die Sitzungen des EZB-Rates finden in der Regel in den Räum­
lichkeiten der EZB statt. 

2.5. Sitzungen können auch in Form von Telekonferenzen stattfin­
den, es sei denn, mindestens drei Zentralbankpräsidenten erheben Ein­
wände dagegen. 

Artikel 3 

Teilnahme an Sitzungen des EZB-Rates 

3.1. Sofern nichts Gegenteiliges in dieser Geschäftsordnung bestimmt 
wird, ist die Teilnahme an Sitzungen des EZB-Rates seinen Mitgliedern, 
dem Präsidenten des Rates der Europäischen Union und einem Mitglied 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vorbehalten. 

3.2. Jeder Zentralbankpräsident kann in der Regel von einer Person 
begleitet werden. 

3.3. Bei Verhinderung eines Zentralbankpräsidenten kann dieser un­
beschadet der Bestimmungen des Artikels 4 schriftlich einen Stellver­
treter benennen. Die entsprechende schriftliche Mitteilung muss dem 
Präsidenten rechtzeitig vor der jeweiligen Sitzung zugeleitet werden. 
Der Stellvertreter kann in der Regel von einer Person begleitet werden. 

3.4. Der Präsident ernennt einen Mitarbeiter der EZB zum Sekretär. 
Der Sekretär unterstützt das Direktorium bei der Vorbereitung der Sit­
zungen des EZB-Rates und erstellt die Sitzungsprotokolle des EZB- 
Rates. 

3.5. Der EZB-Rat kann auch andere Personen zu seinen Sitzungen 
einladen, wenn er dies für zweckmäßig hält. 

▼M1 

Artikel 3a 

Rotationssystem 

(1) Wie in Artikel 10.2 erster und zweiter Gedankenstrich der ESZB- 
Satzung festgelegt, werden die Zentralbankpräsidenten Gruppen zu­
geordnet. 

(2) Die Zentralbankpräsidenten werden nach der vereinbarten Praxis 
der EU in den einzelnen Gruppen gemäß einer Liste ihrer nationalen 
Zentralbanken angeordnet, die der alphabetischen Reihenfolge der Be­
zeichnungen der Mitgliedstaaten in den Landessprachen folgt. Die Ro­
tation der Stimmrechte innerhalb der einzelnen Gruppe folgt dieser 
Reihenfolge. Sie beginnt bei einem beliebigen Punkt in der Liste. 

(3) Die Stimmrechte innerhalb jeder Gruppe rotieren jeden Monat, 
beginnend mit dem ersten Tag des ersten Monats der Durchführung des 
Rotationssystems. 

(4) Für die erste Gruppe beträgt die Zahl der in jedem Monatszeit­
raum rotierenden Stimmrechte eins; für die zweite und dritte Gruppe 

▼B 
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ist die Zahl der Stimmrechte gleich der Differenz zwischen der Anzahl 
der der Gruppe zugeordneten Zentralbankpräsidenten und der Anzahl 
der ihr zuerkannten Stimmrechte, minus zwei. 

(5) Wenn die Zusammensetzung der Gruppen im Einklang mit Ar­
tikel 10.2 fünfter Gedankenstrich der ESZB-Satzung angepasst wird, 
folgt die Rotation der Stimmrechte innerhalb jeder Gruppe weiterhin 
der Liste gemäß Absatz 2. Ab dem Zeitpunkt, an dem die Anzahl der 
Zentralbankpräsidenten 22 erreicht, beginnt die Rotation in der dritten 
Gruppe an einem beliebigen Punkt in der Liste. Der EZB-Rat kann 
beschließen, die Rotationsordnung der zweiten und dritten Gruppe zu 
ändern, um die Situation zu vermeiden, dass bestimmte Zentralbankprä­
sidenten jeweils zu denselben Zeiträumen des Jahres nicht stimmberech­
tigt sind. 

(6) Die EZB veröffentlicht im Vorhinein eine Liste der stimmberech­
tigten Mitglieder des EZB-Rates auf der Website der EZB. 

(7) Der Anteil des Mitgliedstaats einer nationalen Zentralbank in der 
gesamten aggregierten Bilanz der monetären Finanzinstitute wird auf der 
Grundlage des Jahresdurchschnitts monatlicher Durchschnittsdaten des 
aktuellsten Kalenderjahres berechnet, für das Daten erhältlich sind. 
Wenn das aggregierte Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen im Ein­
klang mit Artikel 29.3 der ESZB-Satzung angepasst wird oder ein 
Land Mitgliedstaat wird und seine nationale Zentralbank dem Europäi­
schen System der Zentralbanken beitritt, wird die gesamte aggregierte 
Bilanz der monetären Finanzinstitute der Mitgliedstaaten, die den Euro 
eingeführt haben, auf der Grundlage der Daten des aktuellsten Kalender­
jahres neu berechnet, für das Daten erhältlich sind. 

▼B 

Artikel 4 

Abstimmungsverfahren 

4.1. ►M1 Der EZB-Rat ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei 
Drittel seiner stimmberechtigten Mitglieder an der Abstimmung teilneh­
men. ◄ Ist der EZB-Rat nicht beschlussfähig, so kann der Präsident 
eine außerordentliche Sitzung einberufen, bei der für die Beschluss­
fähigkeit die Mindestteilnahmequote nicht erforderlich ist. 

4.2. Die Stimmabgabe im EZB-Rat erfolgt auf Aufforderung durch 
den Präsidenten. Der Präsident leitet eine Abstimmung auch auf Antrag 
eines Mitglieds des EZB-Rates ein. 

4.3. Stimmenthaltungen stehen dem Zustandekommen von Beschlüs­
sen des EZB-Rates gemäß Artikel 41.2 der Satzung nicht entgegen. 

4.4. Ist ein Mitglied des EZB-Rates über einen längeren Zeitraum (d. 
h. mehr als einen Monat) an der Stimmabgabe verhindert, so kann es 
einen Stellvertreter als Mitglied des EZB-Rates benennen. 

▼M1 
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4.5. Ist ein Zentralbankpräsident bei einem Beschluss im Rahmen der 
Artikel 28, 29, 30, 32, 33 oder 51 der Satzung an der Stimmabgabe 
verhindert, so kann sein benannter Stellvertreter gemäß Artikel 10.3 der 
Satzung dessen gewogene Stimme abgeben. 

4.6. Auf Antrag von mindestens drei Mitgliedern des EZB-Rates 
kann der Präsident eine geheime Abstimmung veranlassen. Eine ge­
heime Abstimmung findet statt, wenn Mitglieder des EZB-Rates per­
sönlich von einem Vorschlag für einen Beschluss gemäß den Artikeln 
11.1, 11.3 oder 11.4 der Satzung betroffen sind. In solchen Fällen 
nehmen die betroffenen Mitglieder des EZB-Rates nicht an der Abstim­
mung teil. 

4.7. ►M3 Sofern nicht ausdrücklich in Artikel 4.8 vorgesehen, kön­
nen Beschlüsse auch im schriftlichen Verfahren gefasst werden, es sei 
denn, mindestens drei Mitglieder des EZB-Rates erheben Einwände 
dagegen. Ein schriftliches Verfahren setzt voraus i) dass jedem Mitglied 
des EZB-Rates in der Regel mindestens fünf Arbeitstage zur Verfügung 
stehen, um sich mit der Angelegenheit zu befassen, ii) dass jedes Mit­
glied des EZB-Rates (oder der jeweilige, gemäß Artikel 4.4 benannte 
Stellvertreter) ausdrücklich oder stillschweigend persönlich zustimmt 
und iii) dass jeder derartige Beschluss im Protokoll der nächsten Sitzung 
des EZB-Rates festgehalten wird. Beschlüsse im schriftlichen Verfahren 
werden durch die zum Zeitpunkt der Verabschiedung stimmberechtigten 
Mitglieder des EZB-Rates verabschiedet. ◄ 

▼M3 
4.8. Im Rahmen der Artikel 13g bis 13i können Beschlüsse auch im 
schriftlichen Verfahren gefasst werden, es sei denn, mindestens fünf 
Mitglieder des EZB-Rates erheben Einwände dagegen. Ein schriftliches 
Verfahren setzt voraus, dass jedem Mitglied des EZB-Rates höchstens 
fünf oder, im Fall von Artikel 13h, zwei Arbeitstage zur Verfügung 
stehen, um sich mit der Angelegenheit zu befassen. 

4.9. Bei jedem schriftlichen Verfahren kann ein Mitglied des EZB- 
Rates (oder der jeweilige, gemäß Artikel 4.4 benannte Stellvertreter) 
ausdrücklich eine andere Person bevollmächtigen, sein Votum oder 
seine Anmerkung zum Inhalt zu unterzeichnen, wie es das jeweilige 
Mitglied persönlich genehmigt hat. 

▼B 

Artikel 5 

Organisation der Sitzungen des EZB-Rates 

5.1. Der EZB-Rat genehmigt die Tagesordnung einer jeden Sitzung. 
Dazu erstellt das Direktorium eine vorläufige Tagesordnung, die den 
Mitgliedern des EZB-Rates und anderen zur Teilnahme an der Sitzung 
berechtigten Personen zusammen mit den dazugehörigen Unterlagen 
mindestens acht Tage vor der jeweiligen Sitzung zugeleitet wird, wobei 
Notfälle, in denen das Direktorium den Umständen entsprechend ver­
fährt, ausgenommen sind. Der EZB-Rat kann auf Vorschlag des Prä­
sidenten oder eines anderen Mitglieds des EZB-Rates beschließen, 
Punkte von der vorläufigen Tagesordnung abzusetzen oder zusätzliche 
Punkte aufzunehmen. ►M1 Ein Tagesordnungspunkt wird auf Antrag 
von mindestens drei stimmberechtigten Mitgliedern des EZB-Rates ab­
gesetzt, wenn die dazugehörigen Unterlagen den Mitgliedern des EZB- 
Rates nicht rechtzeitig zugegangen sind. ◄ 

▼B 
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5.2. ►M1 Das Protokoll der Aussprachen des EZB-Rates wird von 
den Mitgliedern des EZB-Rates, die bei der Sitzung stimmberechtigt 
waren, zu der das Protokoll gehört, bei der nächsten Sitzung (oder 
erforderlichenfalls früher im schriftlichen Verfahren) genehmigt und 
vom Präsidenten unterzeichnet. ◄ 

5.3. ►C1 Der EZB-Rat kann interne Regelungen über die Be­
schlussfassung in Notfällen treffen. ◄ 

▼M2 

Artikel 5a 

Verhaltenskodex für die Mitglieder des EZB-Rates 

5a.1. Der EZB-Rat erlässt einen Verhaltenskodex als Richtschnur für 
seine Mitglieder und aktualisiert diesen; der Kodex wird auf der Web­
site der EZB veröffentlicht. 

5a.2. Jeder Zentralbankpräsident stellt sicher, dass die ihn begleiten­
den Personen im Sinne von Artikel 3.2 und seine Stellvertreter im Sinne 
von Artikel 3.3 vor der Teilnahme an den Sitzungen des EZB-Rates 
eine Erklärung unterzeichnen, mit der sie sich zur Beachtung des Ver­
haltenskodex verpflichten. 

▼B 

KAPITEL II 

DAS DIREKTORIUM 

Artikel 6 

Termin und Ort der Sitzungen des Direktoriums 

6.1. Die Sitzungstermine werden vom Direktorium auf Vorschlag des 
Präsidenten bestimmt. 

6.2. Der Präsident kann zudem immer dann Sitzungen des Direkto­
riums einberufen, wenn er dies für notwendig erachtet. 

Artikel 7 

Abstimmungsverfahren 

7.1. Das Direktorium ist gemäß Artikel 11.5 der Satzung beschluss­
fähig, wenn mindestens zwei Drittel seiner Mitglieder an der Abstim­
mung teilnehmen. Ist das Direktorium nicht beschlussfähig, so kann der 
Präsident eine außerordentliche Sitzung einberufen, bei der für die Be­
schlussfähigkeit die Mindestteilnahmequote nicht erforderlich ist. 

7.2. Beschlüsse können auch im schriftlichen Verfahren gefasst wer­
den, es sei denn, mindestens zwei Mitglieder des Direktoriums erheben 
Einwände dagegen. 

7.3. Mitglieder des Direktoriums, die persönlich von einem anstehen­
den Beschluss gemäß den Artikeln 11.1, 11.3 oder 11.4 der Satzung 
betroffen sind, nehmen nicht an der Abstimmung teil. 

▼B 
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Artikel 8 

Organisation der Sitzungen des Direktoriums 

Das Direktorium entscheidet über die Organisation seiner Sitzungen. 

KAPITEL III 

ORGANISATION DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK 

▼M2 

Artikel 9 

Eurosystem/Ausschüsse des ESZB 

9.1. Der EZB-Rat setzt Ausschüsse ein und löst Ausschüsse auf. Die 
Ausschüsse unterstützen die Arbeiten der Beschlussorgane der EZB, 
und ihre Berichterstattung an den EZB-Rat erfolgt über das Direktorium. 

9.2. In politischen Fragen, die die Aufsicht über Kreditinstitute be­
treffen, erstatten die Ausschüsse, die die Arbeiten der EZB im Zusam­
menhang mit den der EZB durch die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 
übertragenen Aufgaben unterstützen, dem Aufsichtsgremium und gege­
benenfalls dem EZB-Rat Bericht. Das Aufsichtsgremium beauftragt im 
Einklang mit seinen eigenen Verfahren den stellvertretenden Vorsitzen­
den, dem EZB-Rat über das Direktorium über alle diese Tätigkeiten 
Bericht zu erstatten. 

9.3. Ausschüsse bestehen aus jeweils bis zu zwei Mitarbeitern der 
NZBen des Eurosystems und der EZB, die vom jeweiligen Zentralbank­
präsidenten bzw. vom Direktorium ernannt werden. 

9.4. Soweit die Ausschüsse die Arbeiten der Beschlussorgane der 
EZB bei der Wahrnehmung der der EZB durch die Verordnung (EU) 
Nr. 1024/2013 übertragenen Aufgaben unterstützen, gehören ihnen ein 
Mitglied der Zentralbank und ein Mitglied der nationalen zuständigen 
Behörde jedes teilnehmenden Mitgliedstaats an, das jeweils in Fällen, in 
denen die nationale zuständige Behörde keine Zentralbank ist, von dem 
betreffenden Zentralbankpräsidenten in Absprache mit der betreffenden 
nationalen zuständigen Behörde ernannt wird. 

9.5. Der EZB-Rat legt die Aufgaben der Ausschüsse fest und ernennt 
deren Vorsitzende. In der Regel wird der Vorsitz von einem Mitarbeiter 
der EZB übernommen. Sowohl der EZB-Rat als auch das Direktorium 
haben das Recht, Ausschüsse mit der Untersuchung bestimmter The­
menbereiche zu beauftragen. Die EZB übernimmt die Sekretariatsaufga­
ben der Ausschüsse. 

9.6. Jede nationale Zentralbank, die nicht dem Eurosystem angehört, 
kann ebenfalls bis zu zwei Mitarbeiter benennen, die an den Sitzungen 
eines Ausschusses teilnehmen, wenn Angelegenheiten beraten werden, 
die in den Zuständigkeitsbereich des Erweiterten Rates fallen, oder 
wenn der Vorsitzende eines Ausschusses und das Direktorium dies für 
angebracht halten. 

9.7. Vertreter anderer Organe und Einrichtungen der Union sowie 
sonstige dritte Personen können auch zur Teilnahme an den Sitzungen 
eines Ausschusses eingeladen werden, wenn der betreffende Vorsitzende 
eines Ausschusses und das Direktorium dies für angebracht halten. 

▼B 
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Artikel 9a 

Der EZB-Rat kann beschließen, Ad-hoc-Ausschüsse für spezielle Bera­
tungsaufgaben einzusetzen. 

▼M2 

Artikel 9b 

Prüfungsausschuss 

Zur Stärkung der bereits vorhandenen internen und externen Kontroll­
instanzen und zur Verbesserung der Corporate Governance der EZB und 
des Eurosystems setzt der EZB-Rat einen Prüfungsausschuss ein und 
legt dessen Auftrag und Zusammensetzung fest. 

▼B 

Artikel 10 

Interne Organisationsstruktur 

10.1. Das Direktorium beschließt nach Anhörung des EZB-Rates 
über die Anzahl, Bezeichnung und Zuständigkeitsbereiche der einzelnen 
Arbeitseinheiten der EZB. Dieser Beschluss wird veröffentlicht. 

10.2. Sämtliche Arbeitseinheiten der EZB werden vom Direktorium 
geführt und geleitet. Das Direktorium beschließt darüber, wie die Zu­
ständigkeiten im Hinblick auf die einzelnen Arbeitseinheiten der EZB 
unter seinen Mitgliedern aufgeteilt werden, und teilt dies dem EZB-Rat, 
dem Erweiterten Rat und den Mitarbeitern der EZB mit. Solche Be­
schlüsse können nur in Anwesenheit aller Mitglieder des Direktoriums 
und nicht gegen die Stimme des Präsidenten getroffen werden. 

Artikel 11 

Mitarbeiter der EZB 

11.1. Jeder Mitarbeiter der EZB wird über seine Position innerhalb 
der Organisationsstruktur der EZB, seine Berichtspflichten gegenüber 
Vorgesetzten und seinen Aufgabenbereich unterrichtet. 

11.2. Unbeschadet der Bestimmungen der Artikel 36 und 47 der 
Satzung erlässt das Direktorium Organisationsvorschriften (nachfolgend 
als „Rundverfügungen“ bezeichnet), die für die Mitarbeiter der EZB 
verbindlich sind. 

▼M2 
11.3. Das Direktorium erlässt einen Verhaltenskodex als Richtschnur 
für seine Mitglieder und die Mitarbeiter der EZB und aktualisiert diesen; 
der Kodex wird auf der Website der EZB veröffentlicht. 

▼B 

KAPITEL IV 

MITWIRKUNG DES ERWEITERTEN RATES AN DEN AUFGABEN 
DES EUROPÄISCHEN SYSTEMS DER ZENTRALBANKEN 

Artikel 12 

Beziehungen zwischen dem EZB-Rat und dem Erweiterten Rat 

12.1. Der Erweiterte Rat erhält die Gelegenheit zur Äußerung, ehe 
der EZB-Rat über Folgendes entscheidet: 

— Stellungnahmen gemäß den Artikeln 4 und 25.1 der Satzung, 

▼B 
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— Empfehlungen der EZB gemäß Artikel 42 der Satzung, die den 
Bereich der Statistik betreffen, 

— den Jahresbericht, 

— die Regeln zur Standardisierung der Rechnungslegungsvorschriften 
und der Meldung der Geschäfte, 

— die Maßnahmen zur Anwendung des Artikels 29 der Satzung, 

— die Beschäftigungsbedingungen für das Personal der EZB, 

— eine Stellungnahme der EZB, entweder gemäß Artikel 123 Absatz 5 
des Vertrags oder im Hinblick auf Rechtsakte der Gemeinschaft bei 
Aufhebung einer Ausnahmeregelung, im Rahmen der Vorarbeiten 
für die unwiderrufliche Festlegung der Wechselkurse. 

12.2. In allen Fällen, in denen der Erweiterte Rat gemäß dem ersten 
Absatz dieses Artikels um Äußerung ersucht wird, muss diese innerhalb 
einer angemessenen Frist abgegeben werden, die mindestens zehn Ar­
beitstage beträgt. Bei Dringlichkeit, die im Ersuchen um Stellungnahme 
begründet werden muss, kann die Frist auf fünf Arbeitstage verkürzt 
werden. Der Präsident kann beschließen, das schriftliche Verfahren zu 
verwenden. 

12.3. Der Präsident unterrichtet den Erweiterten Rat gemäß Arti­
kel 47.4 der Satzung über die Beschlüsse des EZB-Rates. 

Artikel 13 

Beziehungen zwischen dem Direktorium und dem Erweiterten Rat 

13.1. Der Erweiterte Rat erhält die Gelegenheit zur Äußerung, ehe 
das Direktorium 

— Rechtsakte des EZB-Rates umsetzt, bei denen die Mitwirkung des 
Erweiterten Rates gemäß vorstehendem Artikel 12.1 erforderlich ist, 

— aufgrund der ihm gemäß Artikel 12.1 der Satzung vom EZB-Rat 
übertragenen Befugnisse Rechtsakte verabschiedet, bei denen die 
Mitwirkung des Erweiterten Rates gemäß Artikel 12.1 dieser Ge­
schäftsordnung erforderlich ist. 

13.2. In allen Fällen, in denen der Erweiterte Rat gemäß dem ersten 
Absatz dieses Artikels um Äußerung ersucht wird, muss diese innerhalb 
einer angemessenen Frist abgegeben werden, die mindestens zehn Ar­
beitstage beträgt. Bei Dringlichkeit, die im Ersuchen um Stellungnahme 
begründet werden muss, kann die Frist auf fünf Arbeitstage verkürzt 
werden. Der Präsident kann beschließen, das schriftliche Verfahren zu 
verwenden. 

▼M2 

KAPITEL IVa 

AUFSICHTSAUFGABEN 

Artikel 13a 

Aufsichtsgremium 

Gemäß Artikel 26 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 führt 
ein als internes Organ der EZB eingerichtetes Aufsichtsgremium die 
Planung und Ausführung der der EZB im Zusammenhang mit der Auf­
sicht über Kreditinstitute übertragenen Aufgaben (im Folgenden „Auf­
sichtsaufgaben“) uneingeschränkt durch. Die Aufgaben des Aufsichts­
gremiums lassen die Zuständigkeiten der EZB-Beschlussorgane unbe­
rührt. 
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Artikel 13b 

Zusammensetzung des Aufsichtsgremiums 

13b.1. Das Aufsichtsgremium setzt sich aus einem Vorsitzenden, ei­
nem stellvertretenden Vorsitzenden, vier Vertretern der EZB und jeweils 
einem Vertreter der in den einzelnen teilnehmenden Mitgliedstaaten 
verantwortlichen nationalen zuständigen Behörden zusammen. Alle Mit­
glieder des Aufsichtsgremiums handeln im Interesse der Union als Gan­
zes. 

13b.2. Handelt es sich bei der nationalen zuständigen Behörde eines 
teilnehmenden Mitgliedstaats nicht um eine Zentralbank, so kann das 
betreffende Mitglied des Aufsichtsgremiums einen Vertreter der Zentral­
bank des Mitgliedstaats mitbringen. Für die Zwecke des Abstimmungs­
verfahrens gelten die Vertreter eines Mitgliedstaats als ein einziges Mit­
glied. 

13b.3. Nach Anhörung des Aufsichtsgremiums beschließt der EZB- 
Rat einen Vorschlag für die Ernennung des Vorsitzenden und des stell­
vertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums, der dem Europäi­
schen Parlament zur Billigung übermittelt wird. 

13b.4. Die Beschäftigungsbedingungen des Vorsitzenden des Auf­
sichtsgremiums, insbesondere Gehalts-, Renten- und sonstige Sozialleis­
tungsansprüche, sind Gegenstand eines Vertrags mit der EZB und wer­
den vom EZB-Rat festgelegt. 

13b.5. Die Amtszeit des stellvertretenden Vorsitzenden des Auf­
sichtsgremiums beträgt fünf Jahre und ist nicht verlängerbar. Sie darf 
sein Mandat als Mitglied des Direktoriums nicht überdauern. 

13b.6. Auf Vorschlag des Direktoriums ernennt der EZB-Rat vier 
Vertreter der EZB zu Mitgliedern des Aufsichtsgremiums, die keine 
im unmittelbaren Zusammenhang mit der geldpolitischen stehenden 
Funktion Aufgaben wahrnehmen. 

Artikel 13c 

Abstimmungsverfahren nach Artikel 26 Absatz 7 der Verordnung 
(EU) Nr. 1024/2013 

Für die Annahme von Beschlussentwürfen nach Artikel 26 Absatz 7 der 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 gilt folgende Regelung, die auf Arti­
kel 16 des Vertrags über die Europäische Union, Artikel 238 Absatz 3 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union und auf 
dem Protokoll (Nr. 36) über die Übergangsbestimmungen beruht: 

i) Bis zum 31. Oktober 2014 gelten Beschlüsse als angenommen, 
wenn mindestens 50 % der Mitglieder des Aufsichtsgremiums, die 
mindestens 74 % der Gesamtzahl der gewogenen Stimmen und 
62 % der Gesamtbevölkerung repräsentieren, für die Annahme stim­
men. 

ii) Ab dem 1. November 2014 gelten Beschlüsse als angenommen, 
wenn mindestens 55 % der Mitglieder des Aufsichtsgremiums, die 
mindestens 65 % der Gesamtbevölkerung repräsentieren, für die 
Annahme stimmen. Eine Sperrminorität muss wenigstens die Min­
destanzahl der Mitglieder des Aufsichtsgremiums, die 35 % der 
Gesamtbevölkerung repräsentieren, plus ein Mitglied umfassen; an­
dernfalls gilt die qualifizierte Mehrheit als erreicht. 
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iii) In dem Zeitraum von 1. November 2014 bis 31. März 2017 gelten 
auf Antrag eines Vertreters einer nationalen zuständigen Behörde 
oder auf Antrag eines Vertreters der EZB im Aufsichtsgremium 
Beschlüsse als angenommen, wenn mindestens 50 % der Mitglieder 
des Aufsichtsgremiums, die mindestens 74 % der Gesamtzahl der 
gewogenen Stimmen und 62 % der Gesamtbevölkerung repräsentie­
ren, für die Annahme stimmen. 

iv) Jeder der vier vom EZB-Rat benannten Vertreter der EZB hat eine 
Stimme, deren Gewicht dem nach der im Anhang festgelegten Me­
thode berechneten Median der gewogenen Stimmen der Vertreter 
der nationalen zuständigen Behörden der teilnehmenden Mitglied­
staaten entspricht. 

v) Die Stimmen des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzen­
den werden mit null gewichtet und lediglich zur Bestimmung der 
Mehrheit der Anzahl der Mitglieder des Aufsichtsgremiums gezählt. 

Artikel 13d 

Verfahrensordnung des Aufsichtsgremiums 

Das Aufsichtsgremium legt in Abstimmung mit dem EZB-Rat seine 
Verfahrensordnung fest. Die Verfahrensordnung stellt die Gleichbehand­
lung aller teilnehmenden Mitgliedstaaten sicher. 

Artikel 13e 

Verhaltenskodex für die Mitglieder des Aufsichtsgremiums 

13e.1. Das Aufsichtsgremium erlässt einen Verhaltenskodex als 
Richtschnur für seine Mitglieder und aktualisiert diesen; der Kodex 
wird auf der Website der EZB veröffentlicht. 

13e.2. Jedes Mitglied stellt sicher, dass Begleiter, Stellvertreter und 
die Vertreter seiner nationalen Zentralbank, wenn es sich bei der na­
tionalen zuständigen Behörde nicht um die Zentralbank handelt, vor der 
Teilnahme an den Sitzungen des Aufsichtsgremiums eine Erklärung 
unterzeichnen, mit der sie sich zur Beachtung des Verhaltenskodex ver­
pflichten. 

Artikel 13f 

Sitzungen des Aufsichtsgremiums 

Die Sitzungen des Aufsichtsgremiums finden in der Regel in den Räum­
lichkeiten der EZB statt. Die Sitzungsprotokolle des Aufsichtsgremiums 
werden unmittelbar nach ihrer Genehmigung dem EZB-Rat zur Infor­
mation zur Verfügung gestellt. 
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Artikel 13g 

Annahme von Beschlüssen zur Wahrnehmung der in Artikel 4 der 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 genannten Aufgaben 

13g.1. Das Aufsichtsgremium schlägt dem EZB-Rat zur Wahrneh­
mung der in Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 genannten 
Aufgaben fertige Beschlussentwürfe mit Erläuterungen vor, in denen die 
Grundlagen und die wesentlichen Gründe für den Beschlussentwurf dar­
gestellt sind. Die Beschlussentwürfe werden gleichzeitig den nationalen 
zuständigen Behörden der betroffenen teilnehmenden Mitgliedstaaten 
unter Angabe der vom EZB-Rat gemäß Artikel 13g.2 festgelegten Frist 
übermittelt. 

13g.2. Ein Beschlussentwurf im Sinne von Artikel 13g.1 gilt als 
angenommen, wenn der EZB-Rat nicht innerhalb einer Frist von höchs­
tens zehn Arbeitstagen widerspricht. In Ausnahmesituationen legt das 
Aufsichtsgremium eine angemessene Frist fest, die jedoch 48 Stunden 
nicht überschreiten darf. Ein vom EZB-Rat gegebenenfalls erhobener 
Widerspruch ist schriftlich zu begründen. Der Beschluss wird dem Auf­
sichtsgremium und den nationalen zuständigen Behörden der betroffe­
nen Mitgliedstaaten übermittelt. 

13g.3. Stimmt ein teilnehmender Mitgliedstaat, der nicht dem Euro- 
Währungsgebiet angehört, einem Beschussentwurf des Aufsichtsgre­
miums nicht zu, teilt er dies der EZB in einer begründeten Stellung­
nahme innerhalb von fünf Arbeitstagen, nachdem ihm der Beschlussent­
wurf gemäß Artikel 13g.1 übermittelt worden ist, mit. Der Präsident der 
EZB übermittelt diese begründete Stellungnahme unverzüglich dem 
EZB-Rat und dem Aufsichtsgremium. Der EZB-Rat berücksichtigt in 
vollem Umfang die Gründe, die das Aufsichtsgremium in einer Beur­
teilung anführt, und erlässt in der Sache innerhalb von fünf Arbeits­
tagen, nachdem er von der begründeten Stellungnahme unterrichtet wor­
den ist, einen Beschluss. Der Beschluss wird dem Aufsichtsgremium 
und der zuständigen nationalen Behörde des betroffenen Mitgliedstaats 
mit einer schriftlichen Erläuterung übermittelt. 

13g.4. Stimmt ein teilnehmender Mitgliedstaat, der nicht dem Euro- 
Währungsgebiet angehört, einem Widerspruch des EZB-Rates gegen 
einen Beschlussentwurf des Aufsichtsgremiums nicht zu, teilt er dies 
der EZB in einer begründeten Stellungnahme innerhalb von fünf Ar­
beitstagen, nachdem ihm der Widerspruch gemäß 13g.2 übermittelt wor­
den ist, mit. Der Präsident der EZB übermittelt diese begründete Stel­
lungnahme unverzüglich dem EZB-Rat und dem Aufsichtsgremium. Der 
EZB-Rat äußert sich innerhalb einer Frist von 30 Tagen zu der begrün­
deten Stellungnahme des Mitgliedstaats, wobei er seinen Widerspruch 
unter Angabe von Gründen entweder bestätigt oder zurücknimmt. Der 
Beschluss über die Bestätigung oder die Zurücknahme des Wider­
spruchs wird der nationalen zuständigen Behörde des betreffenden Mit­
gliedstaats übermittelt. Nimmt der EZB-Rat seinen Widerspruch zurück, 
gilt der Beschlussentwurf des Aufsichtsgremiums als am Tag der Zu­
rücknahme des Widerspruchs angenommen. 

Artikel 13h 

Annahme von Beschlüssen zur Wahrnehmung der in Artikel 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 genannten Aufgaben 

13h.1. Teilt eine nationale zuständige Behörde oder eine nationale 
benannte Behörde der EZB ihre Absicht mit, Anforderungen für Kapi­
talpuffer oder sonstige Maßnahmen zur Abwendung von Systemrisiken 
oder makroprudenziellen Risiken nach Artikel 5 Absatz 1 der Verord­
nung (EU) Nr. 1024/2013 festzulegen, wird diese Mitteilung nach Ein­
gang beim Sekretär des Aufsichtsgremiums unverzüglich dem EZB-Rat 
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und dem Aufsichtsgremium übermittelt. Auf Vorschlag des Aufsichts­
gremiums zu dem Vorhaben, der auf der Initiative des zuständigen 
Ausschusses oder der zuständigen internen Instanzen beruht und deren 
Stellungnahmen Rechnung trägt, erlässt der EZB-Rat innerhalb von drei 
Arbeitstagen einen Beschluss in der Sache. Widerspricht der EZB-Rat 
der mitgeteilten Maßnahme, erläutert er der betreffenden nationalen zu­
ständigen Behörde oder nationalen benannten Behörde innerhalb von 
fünf Arbeitstagen nach der an die EZB erfolgten Mitteilung schriftlich 
seine Gründe hierfür. 

13h.2. Beabsichtigt der EZB-Rat auf Vorschlag des Aufsichtsgre­
miums zu diesem Vorhaben, der der auf der Initiative des zuständigen 
Ausschusses oder der zuständigen internen Instanzen beruht und deren 
Stellungnahmen Rechnung trägt, strengere Anforderungen für Kapital­
puffer oder striktere Maßnahmen zur Abwendung von Systemrisiken 
oder makroprudenziellen Risiken nach Artikel 5 Absatz 2 der Verord­
nung (EU) Nr. 1024/2013 festzulegen, teilt er dies der betreffenden 
nationalen zuständigen Behörde oder nationalen benannten Behörde 
mindestens zehn Arbeitstage, bevor er einen solchen Beschluss erlässt, 
mit. Teilt die betreffende nationale zuständige Behörde oder nationale 
benannte Behörde der EZB innerhalb von fünf Arbeitstagen, nachdem 
ihr die Absicht mitgeteilt worden ist, in einer begründeten Stellung­
nahme schriftlich mit, dass sie Einwände erhebt, übermittelt der Sekretär 
des Aufsichtsgremiums nach Eingang dieser Mitteilung die Einwände 
unverzüglich dem EZB-Rat und dem Aufsichtsgremium. Der EZB-Rat 
erlässt in der Sache auf der Grundlage des Vorschlag des Aufsichts­
gremiums zu dem Vorhaben, der auf der Initiative des zuständigen 
Ausschusses oder der zuständigen internen Instanzen beruht und deren 
Stellungnahmen Rechnung trägt, einen Beschluss. Der Beschluss wird 
der betreffenden nationalen zuständigen Behörde oder nationalen be­
nannten Behörde übermittelt. 

13h.3. Der EZB-Rat ist berechtigt, Vorschläge des Aufsichtsgre­
miums im Sinne der Artikel 13h.1 und Artikel 13h.2 anzunehmen, 
ihnen zu widersprechen oder sie zu ändern. Der EZB-Rat ist ferner 
berechtigt, das Aufsichtsgremium um Einreichung eines Vorschlags 
im Sinne der Artikel 13h.1 und Artikel 13h.2 oder um Durchführung 
einer besonderen Prüfung zu ersuchen. Reicht das Aufsichtsgremium auf 
ein solches Ersuchen hin keinen Vorschlag ein, kann der EZB-Rat zu 
dem Vorhaben unter Berücksichtigung der Stellungnahmen des zustän­
digen Ausschusses oder der zuständigen internen Instanzen einen Be­
schluss erlassen, ohne dass ein Vorschlag des Aufsichtsgremiums vor­
liegt. 

Artikel 13i 

Annahme von Beschlüssen nach Artikel 14 Absätze 2 bis 4 der 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 

Teilt eine nationale zuständige Behörde der EZB ihren Beschlussent­
wurf nach Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 mit, 
übermittelt das Aufsichtsgremium dem EZB-Rat innerhalb von fünf 
Arbeitstagen den Beschlussentwurf und eine eigene Beurteilung. Der 
Beschlussentwurf gilt als angenommen, wenn der EZB-Rat nicht inner­
halb eines Zeitraums von höchstens zehn Arbeitstagen, der in hinrei­
chend begründeten Fällen einmal um den gleichen Zeitraum verlängert 
werden kann, widerspricht. 
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Artikel 13j 

Allgemeines Rahmenwerk nach Artikel 6 Absatz 7 der Verordnung 
(EU) Nr. 1024/2013 

Der EZB-Rat erlässt in Abstimmung mit den nationalen zuständigen 
Behörden und auf der Grundlage eines Vorschlags des Aufsichtsgre­
miums außerhalb des Anwendungsbereichs des Verfahrens der implizi­
ten Zustimmung Beschlüsse in Bezug auf die Einrichtung des allgemei­
nen Rahmenwerks zur Gestaltung der praktischen Modalitäten für die 
Durchführung von Artikel 6 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013. 

Artikel 13k 

Trennung von geldpolitischen Aufgaben und Aufsichtsaufgaben 

13k.1. Die EZB nimmt die ihr durch die Verordnung (EU) Nr. 
1024/2013 übertragenen Aufgaben unbeschadet und getrennt von ihren 
Aufgaben im Bereich der Geldpolitik und von sonstigen Aufgaben 
wahr. 

13k.2. Die EZB trifft alle erforderlichen Maßnahmen, um eine Tren­
nung der geldpolitischen Funktion von der Aufsichtsfunktion zu ge­
währleisten. 

13k.3. Die Trennung der geldpolitischen Funktion von der Aufsichts­
funktion schließt nicht aus, dass zwischen diesen beiden funktionellen 
Bereichen der zur Erfüllung der EZB- und der ESZB-Aufgaben notwen­
dige Informationsaustausch stattfindet. 

Artikel 13l 

Organisation der die Aufsichtsaufgaben betreffenden Sitzungen des 
EZB-Rates 

13l.1. Die die Aufsichtsaufgaben betreffenden Sitzungen des EZB- 
Rates finden getrennt von den regelmäßigen Sitzungen des EZB-Rates 
und mit jeweils eigener Tagesordnung statt. 

13l.2. Auf Vorschlag des Aufsichtsgremiums erstellt das Direktorium 
eine vorläufige Tagesordnung und leitet sie den Mitgliedern des EZB- 
Rates und anderen zur Teilnahme an der Sitzung berechtigten Personen 
zusammen mit den vom Aufsichtsgremium erstellten relevanten Unter­
lagen mindestens acht Tage vor der jeweiligen Sitzung zu. Dies gilt 
nicht für Notfälle, in denen das Direktorium den Umständen entspre­
chend verfährt. 

13l.3. Bevor der EZB-Rat Einwände gegen einen Beschlussentwurf 
des Aufsichtsgremiums erhebt, der an die nationalen zuständigen Be­
hörden gerichtet ist und Kreditinstitute betrifft, die in teilnehmenden 
Mitgliedstaaten außerhalb des Euro-Währungsgebiets niedergelassen 
sind, konsultiert er die Präsidenten der nicht dem Eurosystem angehö­
renden nationalen Zentralbanken der teilnehmenden Mitgliedstaaten. 
Das Gleiche gilt in Fällen, in denen die betreffende nationale zuständige 
Behörde dem EZB-Rat in einer begründeten Stellungnahme mitteilt, 
dass sie einem Beschlussentwurf des Aufsichtsgremiums nicht zu­
stimmt. 
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13l.4. Soweit in diesem Kapitel nichts anderes bestimmt ist, finden 
die allgemeinen Bestimmungen des Kapitels I über die Sitzungen des 
EZB-Rates auch auf die die Aufsichtaufgaben betreffenden Sitzungen 
des EZB-Rates Anwendung. 

Artikel 13m 

Interne Organisationsstruktur für Aufsichtsaufgaben 

13m.1. Die Zuständigkeit des Direktoriums für die interne Organisa­
tionsstruktur und die Mitarbeiter der EZB umfasst die Aufsichtsaufga­
ben. Das Direktorium konsultiert den Vorsitzenden und den stellvertre­
tenden Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums im Bezug auf die interne 
Organisationsstruktur. Die Artikel 10 und 11 gelten entsprechend. 

13m.2. Das Aufsichtsgremium kann im Einvernehmen mit dem Di­
rektorium vorläufige nachgeordnete Strukturen wie etwa Arbeitsgruppen 
oder Taskforces einrichten und auflösen. Diese unterstützen die mit den 
Aufsichtsaufgaben in Zusammenhang stehenden Arbeiten und erstatten 
dem Aufsichtsgremium Bericht. 

13m.3. Der Präsident der EZB ernennt nach Absprache mit dem 
Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums einen Mitarbeiter der EZB zum 
Sekretär des Aufsichtsgremiums und des Lenkungsausschusses. Der Se­
kretär unterstützt den Vorsitzenden oder bei dessen Abwesenheit den 
stellvertretenden Vorsitzenden bei der Vorbereitung der Sitzungen des 
Aufsichtsgremiums und ist für die Erstellung der Protokolle dieser Sit­
zungen verantwortlich. 

13m.4. Der Sekretär setzt sich mit dem Sekretär des EZB-Rates hin­
sichtlich der Vorbereitung der die Aufsichtsaufgaben betreffenden Sit­
zungen des EZB-Rates in Verbindung und ist für die Erstellung der 
Protokolle dieser Sitzungen verantwortlich. 

Artikel 13n 

Bericht nach Artikel 20 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 1024/2013 

Auf Vorschlag des Aufsichtsgremiums, der über das Direktorium zuge­
leitet wird, beschließt der EZB-Rat die jährlichen Berichte, die nach 
Maßgabe von Artikel 20 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 
an das Europäische Parlament, den Rat, die Kommission und die Euro- 
Gruppe gerichtet sind. 

Artikel 13o 

Vertreter der EZB bei der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde 

13o.1. Auf Vorschlag des Aufsichtsgremiums nimmt der Präsident 
der EZB die Ernennung und Abberufung des nach Artikel 40 Absatz 
1 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Errichtung einer 
Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), 
zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des 
Beschlusses 2009/78/EG der Kommission ( 1 ) vorgesehenen Vertreters 
der EZB im Rat der Aufseher der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde 
vor. 
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13o.2. Der Präsident ernennt den begleitenden zweiten Vertreter mit 
Kenntnissen in Zentralbankfragen im Rat der Aufseher der Europäi­
schen Bankenaufsichtsbehörde. 

▼B 

KAPITEL V 

SPEZIELLE VERFAHRENSTECHNISCHE BESTIMMUNGEN 

Artikel 14 

Übertragung von Befugnissen 

14.1. Die Übertragung von Befugnissen des EZB-Rates auf das Di­
rektorium gemäß Artikel 12.1 Absatz 2 letzter Satz der Satzung wird 
den Beteiligten mitgeteilt oder gegebenenfalls veröffentlicht, wenn auf­
grund der Übertragung von Befugnissen gefasste Beschlüsse rechtliche 
Auswirkungen auf Dritte haben. Der EZB-Rat wird unverzüglich über 
jeden aufgrund der Übertragung von Befugnissen verabschiedeten 
Rechtsakt unterrichtet. 

14.2. Das Verzeichnis der Zeichnungsberechtigten der EZB, das nach 
Maßgabe von Beschlüssen gemäß Artikel 39 der Satzung erstellt wird, 
wird daran interessierten Dritten zugeleitet. 

Artikel 15 

Verfahren zur Erstellung des Haushalts 

▼M2 
15.1. Vor dem Ende eines jeden Geschäftsjahres beschließt der EZB- 
Rat den Haushalt der EZB für das nächste Geschäftsjahr auf der Grund­
lage eines Vorschlags, der vom Direktorium nach den vom EZB-Rat 
festgelegten Grundsätzen erstellt wird. Die Ausgaben für die Aufsichts­
aufgaben werden im Haushalt getrennt ausgewiesen und mit dem Vor­
sitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums 
abgestimmt. 

▼B 
15.2. Zur Unterstützung in Fragen des Haushalts der EZB setzt der 
EZB-Rat einen Haushaltsausschuss ein und bestimmt dessen Auftrag 
und Zusammensetzung. 

Artikel 16 

Berichterstattung und Rechnungslegung 

16.1. Der EZB-Rat verabschiedet den gemäß Artikel 15.3 der Sat­
zung erforderlichen Jahresbericht. 

16.2. Die Zuständigkeit für die Verabschiedung und Veröffentlichung 
der vierteljährlichen Berichte gemäß Artikel 15.1, des konsolidierten 
Wochenausweises gemäß Artikel 15.2 und der konsolidierten Bilanz 
gemäß Artikel 26.3 der Satzung sowie anderer Berichte wird auf das 
Direktorium übertragen. 

16.3. Das Direktorium erstellt den Jahresabschluss der EZB unter 
Beachtung der vom EZB-Rat festgelegten Grundsätze innerhalb des 
ersten Monats des jeweils nachfolgenden Geschäftsjahres. Dieser wird 
den externen Rechnungsprüfern vorgelegt. 

▼M2 
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16.4. Der EZB-Rat verabschiedet den Jahresabschluss der EZB inner­
halb des ersten Quartals des jeweiligen Folgejahres. Der Bericht der 
externen Rechnungsprüfer wird dem EZB-Rat vor dieser Verabschie­
dung vorgelegt. 

Artikel 17 

Rechtsinstrumente der EZB 

17.1. Verordnungen der EZB werden vom EZB-Rat verabschiedet 
und in seinem Auftrag vom Präsidenten unterzeichnet. 

▼M4 
17.2. Leitlinien der EZB werden vom EZB-Rat in einer der Amts­
sprachen der Union verabschiedet und bekannt gegeben sowie im Auf­
trag des EZB-Rates vom Präsidenten unterzeichnet. Sie müssen mit 
Gründen versehen werden. Die Bekanntgabe an die nationalen Zentral­
banken kann elektronisch, in Form eines Telefax oder in Papierform 
erfolgen. Jede Leitlinie der EZB, die amtlich veröffentlicht werden soll, 
wird in die Amtssprachen der Union übersetzt. 

▼B 
17.3. Der EZB-Rat kann seine normativen Befugnisse zum Zweck 
der Umsetzung seiner Verordnungen und Leitlinien auf das Direktorium 
übertragen. In der jeweiligen Verordnung oder Leitlinie müssen die 
umzusetzenden Maßnahmen im Einzelnen dargelegt sowie die Grenzen 
und der Umfang der übertragenen Befugnisse angegeben werden. 

▼M4 
17.4. Entscheidungen und Empfehlungen der EZB werden je nach 
Zuständigkeitsbereich vom EZB-Rat oder vom Direktorium verabschie­
det und vom Präsidenten unterzeichnet. Entscheidungen der EZB über 
die Verhängung von Sanktionen gegen Dritte werden zur Bestätigung 
vom Sekretär des EZB-Rates unterzeichnet. Die Entscheidungen und 
Empfehlungen der EZB müssen mit Gründen versehen werden. Emp­
fehlungen zu ergänzenden Rechtsvorschriften der Union gemäß Arti­
kel 41 der Satzung werden vom EZB-Rat verabschiedet. 

▼M2 
▼C2 

17.5. Unbeschadet der Bestimmungen von Artikel 43 Absatz 2 und 
Artikel 46.1 erster Gedankenstrich der Satzung werden Stellungnahmen 
der EZB vom EZB-Rat verabschiedet. Unter außergewöhnlichen Um­
ständen und sofern sich nicht mindestens drei Zentralbankpräsidenten 
dafür aussprechen, die Zuständigkeit für die Verabschiedung bestimmter 
Stellungnahmen beim EZB-Rat zu belassen, können Stellungnahmen der 
EZB jedoch vom Direktorium verabschiedet werden, und zwar nach 
Maßgabe der Anmerkungen des EZB-Rates und unter Beachtung der 
Mitwirkungsrechte des Erweiterten Rates. Das Direktorium ist befugt, 
die endgültige Fassung von Stellungnahmen der EZB zu besonders 
technischen Fragen zu erstellen sowie faktische Änderungen oder Be­
richtigungen aufzunehmen. Stellungnahmen der EZB werden vom Prä­
sidenten unterzeichnet. Bei Stellungnahmen der EZB, die hinsichtlich 
der Aufsicht über die Kreditinstitute verabschiedet werden sollen, kann 
der EZB-Rat das Aufsichtsgremium konsultieren. 

▼M4 
17.6. Weisungen der EZB werden vom Direktorium in einer der 
Amtssprachen der Union erteilt und bekannt gegeben sowie im Auftrag 
des Direktoriums vom Präsidenten oder von zwei Mitgliedern des Di­
rektoriums unterzeichnet. Die Bekanntgabe an die nationalen Zentral­
banken kann elektronisch, in Form eines Telefax oder in Papierform 
erfolgen. Jede Weisung der EZB, die amtlich veröffentlicht werden soll, 
wird in die Amtssprachen der Union übersetzt. 

▼B 
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17.7. Sämtliche Rechtsinstrumente der EZB werden zur leichteren 
Identifizierung fortlaufend nummeriert. Das Direktorium trifft Maßnah­
men, um sicherzustellen, dass die Originale sicher verwahrt, die Adres­
saten oder die um Anhörung ersuchenden Behörden unterrichtet und 
Verordnungen der EZB, Stellungnahmen der EZB zu Entwürfen von 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft sowie jene Rechtsinstrumente der 
EZB, deren Veröffentlichung ausdrücklich verfügt worden ist, in sämt­
lichen Amtssprachen der Europäischen Union im Amtsblatt der Euro­
päischen Union veröffentlicht werden. 

▼M2 
17.8. Die Verordnung Nr. 1 vom 15. April 1958 zur Regelung der 
Sprachenfrage für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ( 1 ) wird auf 
die in Artikel 34 der Satzung genannten Rechtsakte angewendet. 

Artikel 17a 

Rechtsinstrumente der EZB in Bezug auf Aufsichtsaufgaben 

17a.1. Soweit in Verordnungen, die von der EZB gemäß der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1024/2013 erlassen werden, und in diesem Artikel 
nichts anderes bestimmt ist, findet Artikel 17 auf die Rechtsinstrumente 
der EZB in Bezug auf Aufsichtsaufgaben Anwendung. 

▼M4 
17a.2. Leitlinien der EZB in Bezug auf Aufsichtsaufgaben nach Ar­
tikel 4 Absatz 3 und Artikel 6 Absatz 5 Buchstabe a der Verordnung 
(EU) Nr. 1024/2013 werden vom EZB-Rat erlassen und bekannt gege­
ben sowie im Auftrag des EZB-Rates vom Präsidenten unterzeichnet. 
Die Bekanntgabe an die für die Aufsicht über Kreditinstitute zuständi­
gen nationalen Behörden kann elektronisch, in Form eines Telefax oder 
in Papierform erfolgen. 

17a.3. Anweisungen der EZB in Bezug auf Aufsichtsaufgaben nach 
Artikel 6 Absatz 3 und Absatz 5 Buchstabe a, Artikel 7 Absätze 1 und 
4, Artikel 9 Absatz 1 sowie Artikel 30 Absatz 5 der Verordnung (EU) 
Nr. 1024/2013 werden vom EZB-Rat erlassen und bekannt gegeben 
sowie im Auftrag des EZB-Rates vom Präsidenten unterzeichnet. Sie 
müssen mit Gründen versehen werden. Die Bekanntgabe an die für die 
Aufsicht über Kreditinstitute zuständigen nationalen Behörden kann 
elektronisch, in Form eines Telefax oder in Papierform erfolgen. 

17a.4. Beschlüsse der EZB in Bezug auf beaufsichtigte Unternehmen 
und Unternehmen, die die Zulassung zur Aufnahme der Tätigkeit eines 
Kreditinstituts beantragt haben, werden vom EZB-Rat erlassen und zur 
Bestätigung vom Sekretär des EZB-Rates unterzeichnet. Sie werden den 
Personen bekannt gegeben, an die sie gerichtet sind. 

▼M2 

Artikel 18 

Verfahren gemäß Artikel 128 Absatz 2 des Vertrags 

Die Erteilung der in Artikel 128 Absatz 2 des Vertrags vorgesehenen 
Genehmigung für das jeweilige Folgejahr erfolgt für sämtliche Mitglied­
staaten, deren Währung der Euro ist, im letzten Quartal eines jeden 
Jahres in Form eines einzigen Beschlusses des EZB-Rates. 

▼B 
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Artikel 19 

Beschaffungen 

19.1. Bei der Beschaffung von Waren und Dienstleistungen für die 
EZB wird den Grundsätzen der öffentlichen Bekanntgabe, der Trans­
parenz, des gleichberechtigten Zugangs, der Nichtdiskriminierung und 
der effizienten Verwaltung gebührend Rechnung getragen. 

19.2. Mit Ausnahme des Grundsatzes der effizienten Verwaltung 
kann in dringlichen Fällen, aus Sicherheits- oder Vertraulichkeitsgrün­
den, bei Verfügbarkeit nur eines einzigen Lieferanten, bei Lieferungen 
der nationalen Zentralbanken an die EZB oder zur Gewährleistung der 
Kontinuität von Lieferungen ausnahmsweise von den zuvor genannten 
Grundsätzen abgewichen werden. 

▼M2 __________ 

▼B 

Artikel 21 

Beschäftigungsbedingungen 

21.1. Die Beschäftigungsbedingungen und die Dienstvorschriften re­
geln die Beschäftigungsverhältnisse zwischen der EZB und ihren Mit­
arbeitern. 

21.2. Der EZB-Rat verabschiedet die Beschäftigungsbedingungen auf 
Vorschlag des Direktoriums und nach Anhörung des Erweiterten Rates. 

21.3. Das Direktorium legt die Dienstvorschriften fest, durch die die 
Beschäftigungsbedingungen umgesetzt werden. 

21.4. Die Personalvertretung wird vor der Festlegung neuer Beschäf­
tigungsbedingungen oder Dienstvorschriften angehört. Ihre Stellung­
nahme wird dem EZB-Rat bzw. dem Direktorium vorgelegt. 

Artikel 22 

Mitteilungen und Bekanntmachungen 

Allgemeine Mitteilungen und die Bekanntgabe von Beschlüssen der 
Beschlussorgane der EZB können durch Veröffentlichung auf der Web­
site der EZB oder im Amtsblatt der Europäischen Union bzw. durch 
Übermittlung über die an den Finanzmärkten etablierten Nachrichten­
agenturen oder sonstige Medien erfolgen. 

Artikel 23 

Geheimhaltung von und Zugang zu Dokumenten der EZB 

▼M2 
23.1. Die Aussprachen der Beschlussorgane der EZB und aller von 
diesen eingesetzten Ausschüsse und Arbeitsgruppen, des Aufsichtsgre­
miums, seines Lenkungsausschusses und aller seiner vorübergehend 
eingerichteten nachgeordneten Strukturen sind vertraulich, sofern der 
EZB-Rat den Präsidenten nicht dazu ermächtigt, das Ergebnis der Be­
ratungen zu veröffentlichen. Bezieht sich ein solcher Beschluss auf die 
Aussprachen des Aufsichtsgremiums, seines Lenkungsausschusses oder 
einer seiner vorübergehend errichteten nachgeordneten Strukturen, kon­
sultiert der Präsident zuvor den Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums. 

▼B 
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23.2. Der Zugang der Öffentlichkeit zu von der EZB erstellten oder 
sich im Besitz der EZB befindenden Dokumenten unterliegt einem Be­
schluss des EZB-Rates. 

23.3. ►M2 Von der EZB erstellte oder verwahrte Dokumente wer­
den gemäß den organisatorischen Regelungen zum Berufsgeheimnis und 
zur Handhabung und Vertraulichkeit von Informationen klassifiziert und 
behandelt. ◄ Sofern die Beschlussorgane nichts Anderweitiges be­
schließen, werden die Dokumente nach 30 Jahren frei zugänglich. 

▼M2 

Artikel 23a 

Vertraulichkeit und Geheimhaltung von Aufsichtsaufgaben 

23a.1. Die Mitglieder des Aufsichtsgremiums, des Lenkungsaus­
schusses und der vom Aufsichtsgremium eingerichteten nachgeordneten 
Strukturen unterliegen auch nach Beendigung ihres Dienstverhältnisses 
den in Artikel 37 der Satzung festgelegten Geheimhaltungspflichten. 

23a.2. Beobachter haben keinen Zugang zu vertraulichen Informatio­
nen über einzelne Institute. 

23a.3. Die Dokumente, die von dem Aufsichtsgremium, dem Len­
kungsausschuss und von den vom Aufsichtsgremium vorübergehend 
eingerichteten nachgeordneten Strukturen erstellt werden, sind Doku­
mente der EZB und werden daher gemäß den in Artikel 23.3 festgeleg­
ten Regeln klassifiziert und behandelt. 

▼B 

KAPITEL VI 

SCHLUSSBESTIMMUNG 

Artikel 24 

Änderung dieser Geschäftsordnung 

Der EZB-Rat kann diese Geschäftsordnung ändern. Der Erweiterte Rat 
kann Änderungen vorschlagen, und das Direktorium kann ergänzende 
Regelungen innerhalb seines Zuständigkeitsbereichs verabschieden. 

▼B 
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ANHANG 

gemäß Artikel 13c Ziffer iv 

1. Für die Zwecke des Abstimmungsverfahrens nach Artikel 13c ist den vier 
Vertretern der EZB nach Maßgabe der nachstehenden Nummern für das 
Stimmgewichtskriterium der Median der gewogenen Stimmen der teilnehmen­
den Mitgliedstaaten, für das Bevölkerungszahlkriterium der Median der Be­
völkerung der teilnehmenden Mitgliedstaaten und für das Mitgliederzahlkrite­
rium eine Stimme kraft ihrer Mitgliedschaft im Aufsichtsgremium zuzuweisen. 

2. Werden die den teilnehmenden Mitgliedstaaten durch Artikel 3 des Protokolls 
(Nr. 36) über die Übergangsbestimmungen zugewiesenen gewogenen Stim­
men der Mitglieder, die die teilnehmenden Mitgliedstaaten vertreten, aufstei­
gend angeordnet, ist der Median der gewogenen Stimmen die mittlere Zahl 
der gewogenen Stimmen, falls die Anzahl der teilnehmenden Mitgliedstaaten 
ungerade ist, bzw. das arithmetische Mittel der beiden mittleren Zahlen — 
gerundet auf die nächste ganze Zahl —, falls die Anzahl der teilnehmenden 
Mitgliedstaaten gerade ist. Zu der Gesamtzahl der gewogenen Stimmen der 
teilnehmenden Mitgliedstaaten ist das Vierfache des Medians der gewogenen 
Stimmen zu addieren. Die sich daraus ergebende Anzahl der gewogenen 
Stimmen stellt die „Gesamtzahl der gewogenen Stimmen“ dar. 

3. Der Median der Bevölkerungszahlen wird nach demselben Grundsatz be­
stimmt. Hierzu wird auf die Zahlen zurückgegriffen, die der Rat der Europäi­
schen Union entsprechend Anhang III Artikel 1 und 2 des Beschlusses 
2009/937/EU des Rates vom 1. Dezember 2009 zur Annahme seiner Ge­
schäftsordnung ( 1 ) veröffentlicht hat. Zu der Gesamtbevölkerungszahl aller 
teilnehmenden Mitgliedstaaten ist das Vierfache des Medians der Bevölke­
rungszahlen der teilnehmenden Mitgliedstaaten zu addieren. Die sich daraus 
ergebende Bevölkerungszahl stellt die „Gesamtbevölkerung“ dar. 

▼M2 
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